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Editorial
Prof. Dr. Florian Stapper, Leipzig*

Der neue Werkzeugkasten des Sanierers

Durch das zum 1.1.2021 in Kraft getretene Unternehmens-
stabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz (StaRUG) ist der
Werkzeugkasten des Sanierers deutlich größer geworden. Die
vorinsolvenzliche Sanierung, die bisher im Wesentlichen im
rechtsfreien Raum stattgefunden hat, hat dadurch erstmals
einen rechtlichen Rahmen. Gleichzeitig bietet das Gesetz eine
Anschlusslösung für diejenigen Unternehmen, die durch die
Corona-Pandemie nach dem 31.12.2020 in wirtschaftliche
Schwierigkeiten geraten. Der Werkzeugkasten des Sanierers
wird wie folgt erweitert:

1. Das Gesetz ordnet an, dass die Geschäftsleiter fortlaufend
über Entwicklungen, die den Fortbestand der juristischen
Personen gefährden können, wachen. Erkennen sie solche
Entwicklungen, ergreifen sie geeignete Gegenmaßnahmen
und erstatten den zur Überwachung der Geschäftsleitung
berufenen Organen unverzüglich Bericht.

2. Das Gericht kann einen Sanierungsmoderator bestellen, der
Einblick in die Geschäftsunterlagen des Schuldners nimmt,
dem Gericht berichtet und einen Sanierungsvergleich mit
den Gläubigern aushandelt. Der Vergleich kann vom auf-
sichtsführenden Gericht bestätigt werden. Die Bestellung
eines Sanierungsmoderators muss nicht öffentlich bekannt
gemacht werden, ist also geräuschlos.

3. Das Gericht kann weiter einen notwendigen oder fakulta-
tiven Restrukturierungsbeauftragten einsetzen, der den
Schuldner und die Gläubiger bei der Ausarbeitung und
Aushandlung eines Restrukturierungskonzeptes unterstützt.

4. Der Schuldner kann den Gläubigern einen Restrukturie-
rungsplan vorlegen. Durch ihn können sogenannte Restruk-
turierungsforderungen, aber keine Forderungen von Arbeit-
nehmern, keine Forderungen aus unerlaubten Handlungen
und keine Forderungen nach § 39 Abs. 1 Nr. 3 InsO gestaltet

werden. Das Gesetz gibt ein Verfahren vor und die Restruk-
turierung kann privatautonom, ohne gerichtliche Beteili-
gung, ohne Publizität und schnell vonstattengehen.

5. Zur Beseitigung einer drohenden Zahlungsunfähigkeit kann
der neue Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen in
Anspruch genommen werden. Das neue Werkzeug hat fol-
gende Teile, die auch unabhängig voneinander angewendet
werden können:
a) Es kann gerichtlich über den Restrukturierungsplan ab-

gestimmt werden,
b) das Gericht kann Fragen, die für die Bestätigung des

Restrukturierungsplanes wichtig sind, vor einer Abstim-
mung über den Plan prüfen,

c) das Gericht ist in der Lage, Regelungen zur Einschrän-
kung von Maßnahmen der individuellen Rechtsdurch-
setzung – in der Praxis eine Vollstreckungs- und Ver-
wertungssperre – anzuordnen (Stabilisierungsanord-
nung),

d) das Gericht ist befugt, den Restrukturierungsplan zu
bestätigen.

Der Gesetzgeber unterstützt die Sanierung an vielen Stellen. So
ruht die Insolvenzantragspflicht nach Rechtshängigkeit. Lö-
sungsklauseln sind unzulässig. Durch die gerichtliche Plan-
abstimmung können obstruierende Gläubiger und auch Inha-
ber von Anteils- und Mitgliedsschaftsrechten – ähnlich wie
beim Insolvenzplan – überstimmt und gruppeninterne Dritt-
sicherheiten gestaltet werden. Neue Finanzierungen nach
Rechtshängigkeit sind bei Haftungsfragen und bei der Anfech-
tung privilegiert. Zusammen mit den schon bestehenden Mög-
lichkeiten der Sanierung aus der Insolvenz hat sich der Werk-
zeugkasten des Sanierers ganz erheblich erweitert.
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